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4 7 4 . Verordnung: Bewilligungspflicht von entgeltlichen Rechtsgeschäften in der Aus- oder Einfuhr
und unentgeltlichen Rechtsgeschäften oder Handlungen in der Ausfuhr

4 7 5 . Kundmachung: Aufhebung der Z 2 der Verordnung des Bürgermeisters der Stadt Dornbirn, mit der
die Ausübung gewerblicher Tätigkeiten mittels Automaten untersagt wird, durch
den Verfassungsgerichtshof

4 7 4 . Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten vom 8. August 1988
über die Bewilligungspflicht von entgeltlichen Rechtsgeschäften in der Aus- oder Einfuhr und

unentgeltlichen Rechtsgeschäften oder Handlungen in der Ausfuhr

Auf Grund des § 4 Abs. 4 des Außenhandelsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 184, in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. Nr. 377/1988 wird verordnet:

§ 1. Die Einfuhr nachstehend angeführter Waren auf Grund von entgeltlichen Rechtsgeschäften
bedarf einer Bewilligung gemäß § 3 Abs. 1 des Außenhandelsgesetzes 1984 auch dann, wenn der Wert
5000 S nicht übersteigt:
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§ 2. Die Ausfuhr nachstehend angeführter Waren auf Grund von entgeltlichen oder unentgeltlichen
Rechtsgeschäften oder von Handlungen bedarf einer Bewilligung gemäß § 3 Abs. 1 des Außenhandelsge-
setzes 1984 auch dann, wenn der Wert der Ware 5000 S nicht übersteigt:

§ 3. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. September 1988 in Kraft.

(2) Die Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten vom 15. Dezember
1987, BGBl. Nr. 673, über die Bewilligungspflicht entgeltlicher Rechtsgeschäfte in der Aus- oder Einfuhr
und unentgeltlicher Rechtsgeschäfte oder Handlungen in der Ausfuhr tritt mit Ablauf des 31. August 1988
außer Kraft.
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4 7 5 . Kundmachung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 5. August
1988 über die Aufhebung der Z 2 der Verord-
nung des Bürgermeisters der Stadt Dornbirn,
mit der die Ausübung gewerblicher Tätigkei-
ten mittels Automaten untersagt wird, durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und gemäß §§ 60
Abs. 2 und 61 des Verfassungsgerichtshofgesetzes
1953, BGBl. Nr. 85, in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. Nr. 311/1976 wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 11. Juni 1988, V 28/88-8, dem Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten zugestellt am
25. Juli 1988, die Z 2 der Verordnung des Bürger-
meisters der Stadt Dornbirn vom 22. Oktober 1982,
mit der die Ausübung gewerblicher Tätigkeiten
mittels Süßwaren-, Kaugummi-, Spielzeug- und
sonstiger Automaten, die erfahrungsgemäß beson-
ders auf die Inanspruchnahme durch unmündige
Minderjährige ausgerichtet sind, untersagt wird, als
gesetzwidrig aufgehoben.

Graf


